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Seit im Dezember 2001 die Rah-
menvorgaben des neuen Kran-
kenhausplans in Kraft gesetzt

wurden, steht fest, dass die Gesamt-
zahl der Krankenhausbetten in
NRW bis zum Jahr 2003 um 9.500
auf rund 110.000 reduziert werden
soll. Welche Krankenhäuser und
Abteilungen Betten abbauen müs-
sen, werden allerdings erst die Ver-
handlungsergebnisse der regionalen
Planungskonzepte zeigen.

Ausgehandelt werden diese Pla-
nungskonzepte von den Kranken-
hausträgern und den Krankenkas-
sen – eine Beteiligung von Ärztin-
nen und Ärzten an den Verhandlun-
gen wurde vom Gesetzgeber nicht
vorgesehen. Kompetenz und Sach-
verstand der Krankenhausärztinnen
und -ärzte in Fragen der patienten-
und bedarfsgerechten stationären
Versorgung werden somit nicht
zwingend im Prozess der Kranken-
hausplanung berücksichtigt.

Kommission der Ärztekammer

Für die Kommission für Kran-
kenhausplanung der Ärztekammer
Nordrhein unter Vorsitz von Ru-
dolf Henke MdL, Vorstandsmit-
glied der ÄkNo, stellt die Überprü-
fung der regionalen Planungskon-
zepte aus diesem Grunde einen
Schwerpunkt ihrer Arbeit dar. Da-
bei wird sich die Kommission insbe-
sondere mit den Planungskonzep-
ten beschäftigen, bei denen sich die
Verhandlungspartner nicht einver-
nehmlich einigen konnten oder in
denen die Herausnahme von Kran-
kenhäusern oder Fachabteilungen

aus dem Krankenhausplan verein-
bart wurde.

Aufgabe der Ärzteschaft muss es
sein, auf Situationen hinzuweisen, in
denen 
➤ sich Differenzen zwischen dem

Bedarf an stationärer Versor-
gung und dem Versorgungsange-
bot einer Region ergeben,

➤ neue, bedarfsgerechte Versor-
gungsangebote nicht bewilligt
werden oder  

➤ das abgestimmte Versorgungsan-
gebot eines Hauses durch Strei-
chungen oder die Nichtaufnahme

neuer, weiterentwickelter Versor-
gungsangebote in den Kranken-
hausplan in Frage gestellt wird.

Der Abbau von Krankenhausbet-
ten darf nicht zu Lücken in der sta-
tionären Versorgung in einzelnen
Regionen des Landes führen.

Dabei soll hier nicht der Ein-
druck erweckt werden, dass regiona-
le Planungskonzepte ausschließlich
dem Bettenabbau dienen. Sie sind
auch ein Instrument, um die Versor-
gungsstrukturen an einen sich ver-
ändernden Bedarf oder den medizi-
nischen Fortschritt anzupassen.
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Krankenhausplanung konkret: 
Regionale Planungskonzepte
Eine Vorstandskommission der Ärztekammer Nordrhein wird darauf achten, dass der 
Abbau von Krankenhausbetten nicht zu Versorgungslücken führt.

von Britta Susen*

* Dipl.-Oec. Britta Susen leitet das Referat „Krankenhausplanung und -finanzierung“ der Ärztekammer Nordrhein.

Regionale Planungskonzepte 
Regionale Planungskonzepte nach § 16 Krankenhausgesetz NRW (KHG NRW) können
von den Verhandlungspartnern (Krankenhausträger, Verbände der Krankenkassen) zu
den Leistungsstrukturen sowie zu den Planbetten- und Behandlungsplatzzahlen vorge-
legt werden. Die Ende 2001 in Kraft gesetzten Rahmenvorgaben des neuen Kranken-
hausplans NRW stellen hierbei die verbindliche Grundlage dar. 
Die Planungskonzepte werden für eine bestimmte Region aufgestellt und beziehen sich
somit in der Regel nicht nur auf ein Krankenhaus. Der Begriff „Region“ ist vom Gesetz-
geber nicht definiert worden, sondern muss zunächst von den Verhandlungspartnern un-
ter funktionalen Gesichtspunkten (insbesondere nach medizinischen, geographischen
und demographischen Kriterien) festgelegt werden.
Zu Verhandlungen über ein regionales Planungskonzept können die Krankenhausträger,
die Verbände der Krankenkassen, aber auch das Ministerium für Frauen, Jugend, Fami-
lie und Gesundheit (MFJFG) auffordern. Die Aufnahme der Verhandlungen muss dem
MFJFG angezeigt werden.
Die Verhandlungen sind innerhalb von 3 Monaten nach Aufforderung einzuleiten. Damit Ver-
fahren nicht unnötig in die Länge gezogen werden, sieht das Krankenhausgesetz vor, dass
spätestens 6 Monate nach Aufnahme die Verhandlungen abgeschlossen sein müssen.
Wird von den Verhandlungspartnern ein einvernehmliches regionales Planungskonzept erar-
beitet, muss dieses in schriftlicher Form zusammen mit einer umfassenden Dokumentation
dem MFJFG zur rechtlichen und inhaltlichen Prüfung vorgelegt werden. Entgegengenommen
wird das Planungskonzept von der zuständigen Bezirksregierung, die das Konzept zusammen
mit ihrer Stellungnahme an das MFJFG weiterleitet. Legen die Verhandlungspartner kein ein-
vernehmliches Planungskonzept vor, entscheidet das MFJFG von Amts wegen.
Das Planungskonzept kann vom MFJFG abgelehnt, angenommen oder mit Änderungen
genehmigt werden. Bei Änderungen wird den Verhandlungspartnern Gelegenheit zur
Stellungnahme gegeben. Das MFJFG informiert die untere Gesundheitsbehörde über das
regionale Planungskonzept. Bei Schließung von Krankenhäusern oder Abteilungen gibt
das zuständige Ministerium auch der betroffenen Gemeinde Gelegenheit zur Stellung-
nahme. Im Rahmen eines Anhörungsverfahrens werden die unmittelbar und mittelbar
Beteiligten der Krankenhausplanung nach § 17 KHG NRW und die betroffenen Kranken-
häuser zu dem Planungskonzept angehört.
In den Krankenhausplan aufgenommen werden die Ergebnisse der regionalen Planungs-
konzepte durch den Feststellungsbescheid der Bezirksregierung an das Krankenhaus.



Zukunftsstrategien entwickeln

Die Krankenhäuser haben die
Möglichkeit, ihr Initiativrecht zu
nutzen und die Krankenkassen auf
der Basis eigener Konzepte zu Ver-
handlungen über regionale Pla-
nungskonzepte aufzufordern. Gera-
de angesichts des härter werdenden
Wettbewerbs kommt es für die
Krankenhäuser darauf an, sich recht-
zeitig im „Markt“ zu positionieren.

Ausgehend vom bisherigen Leis-
tungsspektrum des Hauses bzw. der
einzelnen Abteilungen sollten Be-
triebsleitungen und Ärzteschaft ge-
meinsam Zukunftsstrategien für ihr
Haus entwickeln. Im Folgenden
werden einige Aspekte, die bei der
Entwicklung einer Strategie zu
berücksichtigen sind, aufgelistet:
➤ Analyse der eigenen Stärken und

Schwächen in Bezug auf Wirt-
schaftlichkeit, Qualität der Ver-
sorgung etc.

➤ Versorgungsangebote umliegen-
der Krankenhäuser

➤ Kooperationsmöglichkeiten mit
anderen Einrichtungen des Ge-
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sundheitswesens (integrative Ver-
sorgung)

➤ Berücksichtigung der „Flanke“
(Haus- und Facharztstruktur, Re-
habilitationseinrichtungen etc.)

➤ Entwicklung der Morbidität
➤ Medizinisch-technischer 

Fortschritt
➤ Patientenstruktur (Anteil mobi-

ler Patientinnen und Patienten)
➤ Qualifikation der Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter
Dabei sind die eigenen Handlungs-
spielräume umso größer, je frühzei-
tiger hierzu Überlegungen ange-
stellt und eventuell Kontakte zu
Nachbarkrankenhäusern zwecks
Abstimmung der Versorgungsange-
bote aufgenommen werden.

Wird die Initiative zur Aufnahme
der Verhandlungen über regionale

Hrsg. Ärztekammer Nordrhein
Dr. H.-Dieter Laum

Statut der Gutachterkommission 
für ärztliche Behandlungsfehler

Kurzkommentar 2000, 
186 Seiten, EUR 29,80 
ISBN 3-504-47086-0

Aus dem Vorwort:
Dieser Kommentar stellt die Praxis der seit nunmehr über
fünfundzwanzig Jahren erfolgreich arbeitenden Gutach-
terkommission für ärztliche Behandlungsfehler bei der
Ärztekammer Nordrhein dar. Behandelt werden Fragen,
die mit ärztlichen Behandlungsfehlern, den dadurch ver-
ursachten oder zu erwartenden Gesundheitsschäden,
mit Aufklärungsmängeln und dem Verfahren der Kom-
mission zusammenhängen. Die Ausführungen werden
mit Fallbeispielen anschaulich gemacht. Ergänzend wird
die einschlägige neuere Rechtssprechung des Bundes-
gerichtshofs und der Oberlandesgerichte mitgeteilt. Zur
künftigen Vermeidung häufiger Behandlungsfehler wer-
den die bisher ergangenen warnenden Hinweise der
Kommission im Wortlaut wiedergegeben und Fundstel-
len zu Erfahrungsberichten von Kommissionsmitgliedern
genannt. Dieser Auszug aus der vielschichtigen Materie
des Arzthaftungsrechts wird mit einer systematischen In-

Ja, ich bestelle bei der Gutachterkommission für ärztliche Behand-
lungsfehler bei der Ärztekammer Nordrhein, Tersteegenstr. 31,
40474 Düsseldorf, Tel.: 0211/4302-250, Fax: 0211/4302-448

____ Ex.: Laum, Statut der Gutachterkommission 
für ärztliche Behandlungsfehler je EUR 29,80

haltsübersicht und einem alphabetischen Sachverzeich-
nis erschlossen. Der Kommentar soll den Mitgliedern der
Gutachterkommission, den betroffenen Patienten und
Ärzten sowie ihren Verfahrensbevollmächtigten zusätzli-
che Arbeitshilfen geben und die Einheitlichkeit der Be-
gutachtungspraxis fördern, aber auch allen Ärzten Anre-
gungen zur Behandlungsfehlerprophylaxe und Qua-
litätssicherung vermitteln. Da die anderen bei den Lan-
desärztekammern im Bundesgebiet eingerichteten Gut-
achterkommissionen und Schlichtungsstellen vergleich-
bare Aufgaben und ähnliche Verfahrensweisen haben,
mag der Kommentar auch außerhalb des Bereichs der
Gutachterkommission Nordrhein nützlich sein.
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Planungskonzepte den Krankenkas-
sen überlassen, verringern sich die
Handlungsspielräume und es be-
steht die Gefahr, in eine Rolle ge-
drängt zu werden, die darin besteht,
nur noch die auf dem Tisch liegenden
Vorschläge abwehren zu können.

Informationen im Internet

Wenngleich klar ist, dass jedes
Krankenhaus seine eigene Strategie
entwickeln muss, will die Kommissi-
on für Krankenhausplanung diesen
Prozess mit Veranstaltungen – wie
den beiden Krankenhausforen, die
im Frühjahr in Köln und Düsseldorf
stattgefunden haben – mit der Wei-
tergabe von Informationen zum
Stand der Krankenhausplanung in
NRW und mit Hilfestellungen bei
den Verhandlungen zu regionalen
Planungskonzepten unterstützen.

Weitere Informationen sowie
Hinweise zu Kontaktpersonen fin-
den Sie im Internetangebot der Ärz-
tekammer Nordrhein www.aekno.de
in der Rubrik „Aktuelles“ unter dem
neu eingerichteten Stichwort „Kran-
kenhausplanung in NRW“.


